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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 SB 130/13
Datum 10.02.2015

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 SB 32/15
Datum 12.12.2016

3. Instanz

Datum 25.01.2017

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Kassel vom 10.
Februar 2015 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger streitet um die Feststellung eines hÃ¶heren Grades der Behinderung
(GdB).

Bei dem 1953 geborenen KlÃ¤ger stellte der Beklagte mit Bescheid vom 14. Mai
2008 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7. August 2008 einen GdB von 70
sowie eine erhebliche Gehbehinderung (Nachteilsausgleich "G") fest. Als
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen berÃ¼cksichtigte er dabei folgende
GesundheitsstÃ¶rungen:

1. FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule und GliedmaÃ�en â�� Einzel-GdB 50 2.
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SchÃ¤delverletzung, depressive StÃ¶rung â�� Einzel-GdB 30 3. Chronische
NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung â�� Einzel-GdB 20.

Am 15. Oktober 2012 machte der KlÃ¤ger eine Verschlimmerung seiner
gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse geltend mit dem Begehren, einen hÃ¶heren GdB
sowie den Nachteilsausgleich "RF" festzustellen. Er fÃ¼gte seinem Antrag die
Berichte des Hausarztes Dr. C. vom 4. Oktober 2010 sowie vom 23. Februar und 27.
November 2012 bei. Der Beklagte zog die weiteren Berichte der Radiologin Dr. D.
vom 20. Juni und 26. August 2012 bei und lehnte sodann den
Neufeststellungsantrag mit Bescheid vom 10. Dezember 2012 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10. April 2013 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der
Bescheid aus, dass eine wesentliche Verschlimmerung in den gesundheitlichen
VerhÃ¤ltnissen des KlÃ¤gers nicht eingetreten sei und die Voraussetzungen fÃ¼r
den Nachteilsausgleich "RF" nicht vorlÃ¤gen.

Dagegen legte der KlÃ¤ger am 18. April 2013 Klage vor dem Sozialgericht Kassel
(Sozialgericht) ein mit der BegrÃ¼ndung, er habe im Jahr 1966 in der ehemaligen
DDR einen Wegeunfall erlitten. Seit dem leide er an schweren BeeintrÃ¤chtigungen,
die mit einem GdB von 70 zu niedrig bewertet seien. Von der RundfunkgebÃ¼hr sei
er vom zustÃ¤ndigen Landkreis seit Jahren ohne Zuzahlung befreit, so dass er
hinsichtlich dieses Begehrens das Klageverfahren nicht weiter betreibe.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der Radiologin Dr. D. vom 10. Juli 2013 sowie
der Allgemeinmediziner Dres. C. vom 10. September 2013 und E. vom 12.
November 2013 eingeholt.

Der Beklagte hat diese Berichte versorgungsÃ¤rztlich auswerten lassen und hierzu
die Stellungnahmen des Dr. F. vom 1. November 2013 sowie der
MedizinaloberrÃ¤tin G. vom 13. Januar 2014 vorgelegt. Beide VersorgungsÃ¤rzte
gehen davon aus, dass auch die vom Sozialgericht beigezogenen medizinischen
Befunde einen GdB von 70 bestÃ¤tigen sowie eine erhebliche Gehbehinderung.

Das Sozialgericht hat sodann von Amts wegen das Gutachten des Facharztes fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie Dr. H. eingeholt, dass dieser am 10. Juni 2014 nach
Aktenlage erstattet hat, nachdem eine kÃ¶rperliche Untersuchung vom KlÃ¤ger
nicht toleriert worden war. Dr. H. hat das Gutachten mit Stellungnahme vom 18.
August 2014 ergÃ¤nzt. Er ist zur Diagnose eines organischen Psychosyndroms nach
SchÃ¤delhirntrauma 1966 gelangt. Eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung
kÃ¶nne nicht diagnostiziert werden. Das organische Psychosyndrom fÃ¼hre beim
KlÃ¤ger zu typischen Beschwerden in Form von Kopfschmerzen, Schwindel,
ErschÃ¶pfbarkeit, Reizbarkeit, KonzentrationsstÃ¶rungen, StÃ¶rungen des geistigen
LeistungsvermÃ¶gens, des GedÃ¤chtnisses und des Schlafes sowie einer
verminderten BelastungsfÃ¤higkeit bei Stress. Auch die begleitende DepressivitÃ¤t
und Ã�ngstlichkeit des KlÃ¤gers und sein vermindertes WertgefÃ¼hl seien Teil des
organischen Psychosyndroms. Die aus dem hirnorganischen Psychosyndrom
resultierenden sozialen AnpassungsstÃ¶rungen stellten zusammen mit den
vorgenannten Symptomen typische StÃ¶rungen eines mittelgradigen AusmaÃ�es
nach einem Hirnschaden dar, der nach den versorgungsmedizinischen
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GrundsÃ¤tzen mit einem Einzel-GdB von 60 zu bewerten sei. Kognitive
LeistungsstÃ¶rungen und auch neurologische AusfÃ¤lle seine im Ã�brigen nicht
objektiviert. Daneben bestÃ¼nden beim KlÃ¤ger FunktionsstÃ¶rungen der
WirbelsÃ¤ule und der Gelenke mit einem Einzel-GdB von 50 sowie eine chronische
NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung mit einem Einzel-GdB von 20. Hieraus resultiere
ein Gesamt-GdB von 80, da die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen unabhÃ¤ngig
voneinander seien, so dass der hÃ¶chste Einzel-GdB von 60 entsprechend erhÃ¶ht
werden mÃ¼sse.

Mit Urteil vom 10. Februar 2015 hat das Sozialgericht der Klage teilweise
stattgegeben und einen Gesamt-GdB von 80 beim KlÃ¤ger seit Antragstellung am
15. Oktober 2012 festgestellt. Es hat sich dabei auf das Gutachten des Dr. H. vom
10. Juni 2014 sowie auf die Befundberichte der behandelnden Ã�rzte gestÃ¼tzt. Die
psychische Erkrankung des KlÃ¤gers rechtfertige einen Einzel-GdB von 60, da der
KlÃ¤ger ein organisches Psychosyndrom nach dem 1966 erlittenen Hirnschaden
aufweise, das zu mittelgradigen Auswirkungen im tÃ¤glichen Leben fÃ¼hre.
Weitergehende Erkenntnisse nach Untersuchung des KlÃ¤gers habe der
SachverstÃ¤ndige Dr. H. nicht gewinnen kÃ¶nnen, da beim KlÃ¤ger eine
Bereitschaft zur Untersuchung nicht bestanden habe. Der Diabetes Mellitus des
KlÃ¤gers werde ausweislich des hausÃ¤rztlichen Berichtes Dr. C. mit Tablettengabe
(Metformien) behandelt. Dadurch komme es zu keiner BeeintrÃ¤chtigung der
LebensfÃ¼hrung des KlÃ¤gers, so dass nach den versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tzen ein GdB von 0 insofern zu vergeben sei. Dasselbe gelte fÃ¼r das
Schlaf-Apnoe-Syndrom, wobei es sich lediglich um eine Verdachtsdiagnose handele.
Das Sozialgericht sah keine Anhaltspunkte, die FunktionsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers
an WirbelsÃ¤ule und GliedmaÃ�en mit einem Einzel-GdB von mehr als 50 zu
bewerten, zumal der letzte fachÃ¤rztliche Bericht aus dem Jahr 2008 datiere und
weitergehende neue Erkenntnisse mangels Untersuchungsbereitschaft des KlÃ¤gers
nicht zu gewinnen gewesen seien. Die chronische
NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung des KlÃ¤gers sei keinesfalls mit einem Einzel-
GdB von mehr als 20 zu bewerten. Soweit diese heute nur noch in leichterer Form
vorliege, sÃ¤hen B.6.2 der versorgungs-medizinischen GrundsÃ¤tze nur noch einen
GdB von 0 â�� 10 vor. Der Gesamt-GdB sei in Ã�bereinstimmung mit den
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. ab dem Verschlimmerungsantrag
des KlÃ¤gers vom Oktober 2012 mit 80 festzustellen. Der hÃ¶chste Einzel-GdB von
60 fÃ¼r die psychischen StÃ¶rungen des KlÃ¤gers sei im Hinblick auf die daneben
mit einem Einzel-GdB zu bewertenden FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule und
GliedmaÃ�en auf 80 zu erhÃ¶hen. Daneben erlange die
NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung, wobei es sich nur um eine leichte
GesundheitsstÃ¶rung handele, keine weitere den Gesamt-GdB erhÃ¶hende
Wirkung.

Der KlÃ¤ger hat gegen das Urteil am 1. MÃ¤rz 2015 vor dem Sozialgericht Berufung
eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung seiner Berufung hat er sich mit den Folgen des
Arbeitsunfalles vom 20. Mai 1966 beschÃ¤ftigt, auf den er alle als Behinderung
anerkannten Erkrankungen zurÃ¼ckfÃ¼hrt mit dem Ergebnis, dass er insbesondere
von den TrÃ¤gern der gesetzlichen Unfallversicherung in der Bundesrepublik
Deutschland nicht hinreichend fÃ¼r die erlittenen Arbeitsunfallfolgen entschÃ¤digt
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werde.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des Sozialgerichts Kassel vom 10. Februar 2015 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 10. Dezember 2012 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10. April 2013 zu verurteilen, bei ihm einen
Gesamtgrad der Behinderung von mehr als 80 festzustellen.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend, die im Ergebnis das von
ihm erstinstanzlich abgegebene Vergleichsangebot ausgeurteilt habe, das der
KlÃ¤ger nicht habe annehmen wollen.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Rechtsstreits durch den
Berichterstatter ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten auf die Gerichtsakte und die
Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand des Verfahrens
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene, zulÃ¤ssige (Â§Â§ 143, 151 Abs. 1 und 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -)Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet, denn
das Sozialgericht hat mit Urteil vom 10. Februar 2015 zutreffend eine wesentliche
Verschlimmerung in dem gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen des KlÃ¤gers
angenommen, die daraus beim KlÃ¤ger resultierenden Behinderungen aber
richtigerweise mit einem Gesamt-GdB von 80 ab dem Neufeststellungsantrag vom
15. Oktober 2012 bewertet. Die auf Feststellung eines noch hÃ¶heren GdB
gerichtete Berufung des KlÃ¤gers war daher zurÃ¼ckzuweisen, worÃ¼ber im
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten der Berichterstatter als Einzelrichter fÃ¼r den Senat
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat (Â§Â§ 155 Abs. 3 und 4, 124 Abs. 2,
153 Abs. 1 SGG).

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen,
die beim Erlass des Verwaltungsaktes vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt. Im Schwerbehindertenrecht liegt eine solche wesentliche
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse vor, wenn sich der Gesamtgrad der Behinderung um
wenigstens 10 verÃ¤ndert oder wenn sich die Voraussetzungen fÃ¼r die
Zuerkennung eines Nachteilsausgleichs Ã¤ndern.

Bei der KlÃ¤gerin waren danach die VerhÃ¤ltnisse bei Ergehen des Bescheides vom
14. Mai 2008 mit den VerhÃ¤ltnissen zu vergleichen, wie sie sich im Anschluss an
den Neufeststellungsantrag der KlÃ¤gerin vom 15. Oktober 2012 darstellen. Dabei
hat das Sozialgericht seiner Beurteilung zutreffend die seit Januar 2009 als Anlage
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zu Â§ 2 Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, des Â§ 30 Abs. 1 und
des Â§ 35 des Bundesversorgungsgesetztes (VersMedVerordnung â�� VersMedV)
vom 10. Dezember 2008 (Bundesgesetzblatt I Seite 2412) und vom 14. Juli 2010
(Bundesgesetzblatt I Nr. 37 Seite 928) i.V.m. Â§ 69 Abs. 1 SGB IX maÃ�geblichen
Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze zugrunde gelegt.

Beim KlÃ¤ger ist es zu einer wesentlichen Verschlimmerung der
behinderungsbedingten FunktionseinschrÃ¤nkungen gekommen, wodurch der
Gesamt-GdB von 70 auf 80 anzuheben ist.

Der Beklagte hatte zuletzt mit Bescheid vom 14. Mai 2008 beim KlÃ¤ger eine
FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule und der GliedmaÃ�en mit einem Einzel-GdB
von 50, eine SchÃ¤delverletzung mit depressiver StÃ¶rung mit einem Einzel-GdB
von 30 und eine chronische NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung mit einem Einzel-
GdB von 20 zur BegrÃ¼ndung des Gesamt-GdB von 70 aufgenommen. Die der
Beurteilung des Gesamt-GdB zugrundeliegenden GesundheitsstÃ¶rungen des
KlÃ¤gers sind die gleichen geblieben, allerdings hat das vom Sozialgericht
eingeholte Gutachten des Dr. H. vom 10. Juni 2014 ergeben, dass die
SchÃ¤delverletzungen verbunden mit einer depressiven StÃ¶rung nunmehr nach
den versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen unter B 3.1.2 als organisches
Psychosyndrom zu diagnostizieren und der zugrundeliegende Hirnschaden nach
dem 1966 erlittenen SchÃ¤delhirntrauma zu mittelgradigen FunktionsstÃ¶rungen
fÃ¼hrt. Diese sind verbunden mit Kopfschmerzen, Schwindel, ErschÃ¶pfbarkeit,
Reizbarkeit, KonzentrationsstÃ¶rungen, StÃ¶rungen des geistigen
LeistungsvermÃ¶gens, des GedÃ¤chtnisses und des Schlafes, einer verminderten
BelastungsfÃ¤higkeit in Stresssituationen sowie begleitender DepressivitÃ¤t und
Ã�ngstlichkeit und einen verminderten SelbstwertgefÃ¼hl. Dadurch hat sich â��
wie vom SachverstÃ¤ndigen Dr. H. in Ã�bereinstimmung mit den
versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen dargelegt und vom Sozialgericht
zutreffend seiner Entscheidung zugrunde gelegt â�� der Einzel-GdB fÃ¼r dieses
Leiden von 30 auf 60 erhÃ¶ht, womit das organische Psychosyndrom zur
gravierendsten Behinderung beim KlÃ¤ger geworden ist. Der Senat schlieÃ�t sich
insoweit der erstinstanzlichen Entscheidung vollinhaltlich an, die nicht nur durch
das eingeholte SachverstÃ¤ndigengutachten gestÃ¼tzt wird, sondern auch in
Ã�bereinstimmung mit den Befunden der behandelnden Ã�rzte steht. Auch soweit
das erstinstanzliche Urteil die FunktionsstÃ¶rungen an WirbelsÃ¤ule und Gelenken
mit einem Einzel-GdB von 50 und die chronische NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung
mit einem Einzel-GdB von maximal 20 bewertet hat, folgt der Senat der
erstinstanzlichen Entscheidung, auf die er zur Vermeidung von Wiederholungen
verweist (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

SchlieÃ�lich folgt der erkennende Senat dem sozialgerichtlichen Urteil auch darin,
dass der Gesamt â�� GdB ab dem Eingang des Neufeststellungsantrages am 15.
Oktober 2012 mit 80 zu bewerten ist.

Nach der Rechtsprechung des BSG kommt bei der Feststellung des Gesamt-GdB
eine wie auch immer geartete Bindungswirkung der Einzel-GdB-Werte nicht in
Betracht, insbesondere sind eine Addition oder andere rechnerische Modelle
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unzulÃ¤ssig (z. B. Urteil vom 15. MÃ¤rz 1979 â�� 9 RVs 6/77 â�� BSGE 48, 82, 85 f
= SozR 3870 Â§ 3 Nr. 4). Das BSG hat ausdrÃ¼cklich klargestellt, dass
insbesondere mathematische Formeln kein rechtlich zulÃ¤ssiges oder gar
gebotenes Beurteilungsmittel zur Feststellung des Gesamt-GdB sind, weil sich
dieser nicht rechnerisch ermitteln lÃ¤sst (vgl. Beschluss vom 17. April 2013 â�� B 9
SB 69/12 B). Nach den versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen (Teil A. 3) ist bei
Bildung des Gesamt-GdB in der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt. Dann ist im Hinblick auf alle
weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch
das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen der weiteren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten GdB mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind,
um der Behinderung insgesamt gerecht zu werden. Von AusnahmefÃ¤llen
abgesehen fÃ¼hren zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen
Einzel-GdB von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des Gesamt-GdB â�� selbst
dann nicht, wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander
bestehen. Auch bei leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem Einzel-GdB
von 20 ist es vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des
AusmaÃ�es der Behinderung insgesamt zu schlieÃ�en.

Ausgehend vom hÃ¶chsten Einzel-GdB von 60 fÃ¼r die Erkrankung des KlÃ¤gers
auf psychiatrischen Sektor, waren daneben die weitergehenden Funktionsdefizite
durch Erkrankung des KlÃ¤gers an WirbelsÃ¤ule und Gelenken mit einem Zuschlag
von 20 auf den Gesamt-GdB zu berÃ¼cksichtigen. Der Einzel-GdB von maximal 20
fÃ¼r die NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung fÃ¼hrt demgegenÃ¼ber nicht zur
weiteren ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB Ã¼ber 80 hinaus. Auch insoweit tritt der
erkennende Senat der erstinstanzlichen Entscheidung bei (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Der KlÃ¤ger hat mit seiner Berufung keine inhaltlichen EinwÃ¤nde gegen die
erstinstanzliche Entscheidung erhoben, vielmehr allein â�� wie bereits
erstinstanzlich â�� eine unzureichende Bewertung und EntschÃ¤digung der Folgen
seines noch in der ehemaligen DDR am 20. Mai 1966 erlittenen Arbeitsunfalles
gerÃ¼gt, was allerdings nicht Gegenstand seines nach dem SGB IX betriebenen
Verfahrens zur Feststellung eines GdB nach versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tzen sein kann. Danach war die ErhÃ¶hung des GdB Ã¼ber 80 hinaus
nicht zu vertreten und die vom KlÃ¤ger gegen die erstinstanzliche Entscheidung
gerichtete Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, diejenige Ã¼ber die
Nichtzulassung der Revision auf Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 10.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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